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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

die Machtspiele von CSU und CDU schaden unserem Land und 

Europa. Wir fordern die Union auf, wieder zur 

verantwortungsvollen Regierungsarbeit zurückzukehren. Die 

Position der SPD ist klar: Derjenige, der Schutz braucht, wird ihn 

bekommen und derjenige, der ihn nicht braucht, soll schnell 

zurückgeführt werden. Dazu gibt es mit dem beschleunigten 

Asylverfahren bereits eine Regelung, die schnell für Klarheit sorgt 

und den freien Grenzverkehr nicht gefährdet.  

Am Donnerstag beriet der Deutsche Bundestag über die 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Pflegeberufe. Durch die 

künftig generalisierte Ausbildung werden die derzeit getrennt 

geregelten Ausbildungen in der Altenpflege und der Kranken- und 

Kinderkrankenpflege zusammengeführt. Übergangsweise wird es 

im dritten Ausbildungsjahr eine Wahlmöglichkeit für eine 

spezialisierte Ausbildung in der Alten- und Kinderkrankenpflege 

geben. Mit der neuen Pflegeausbildung wird das Schulgeld endlich 

bundesweit abgeschafft und die Zahlung einer angemessenen 

Ausbildungsvergütung sichergestellt. Wir werten damit den 

gesamten Berufszweig auf und sorgen für die richtige Antwort auf 

den Fachkräftemangel in der Pflege. 

Am Mittwoch hat das Bundeskabinett den Entwurf des 

Familienentlastungsgesetzes beschlossen. Besonderes Ziel des 

vorgelegten Gesetzes ist es, finanzielle Verbesserungen für 

Familien mit geringeren und mittleren Einkommen zu erreichen. 

Das Familienentlastungsgesetz ist Teil eines Gesamtpakets, mit 

dem die Bundesregierung die finanzielle Besserstellung von 

Familien anstrebt. Das Kindergeld und der Grundfreibetrag 

werden hierfür erhöht und der Effekt der „kalten Progression“ 

ausgeglichen. 

Außerdem durfte ich diese Woche wieder eine große 

Besuchergruppe aus dem Wahlkreis treffen und mit Ihnen über 

tagesaktuelle Themen sprechen. 

Ich wünsche viel Spaß auf den folgenden Seiten und Ihnen und 

Ihrer Familie ein schönes Wochenende, 

Ihre 
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Statement 
der Woche 
 

„Europäische Zusammenar-

beit ist nichts Großherziges, 

sondern etwas Großartiges 

für unser Land.“ 

Andrea Nahles, in der Bundestagsdebatte zum EU-

Gipfel am 28. Juni 2018 

 

 
Highlights 
der nächsten Wochen 
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Bild links: 
Teilnahme an der Podiumsdiskussion der 
Deutschen Diabetes-Hilfe mit dem Thema 
„Sportmuffelweltmeister Deutschland – 
warum wir das Präventionsgesetz nach-
bessern müssen“. Anlass war das jährliche 
Spitzenspiel zwischen dem FC Diabetolo-
gie und dem FC Bundestag im Zeichen der 
Diabetesbekämpfung am 12.06.2018. 
Bild: diabetesDE 

Bild oben: Teilnahme an der Veranstaltung der Lan-
desgruppe Bayern 100 Jahre Frauenwahlrecht mit 
Buchvorstellung. Auf dem Bild von links: Marianne 
Schieder (MdB), Caren Marks (parl. StS), Rebecca 
Beerheide (Autorin), Ulli Bahr (MdB), Sabine Dittmar 
(MdB), Isabel Rohner (Autorin). Bild: Landesgruppe 
Bayern 

Bild oben: Besuch einer Gruppe aus dem Wahlkreis im 
Deutschen Bundestag mit anschließendem Gespräch am 
28.06.2018. 
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TOP-THEMA 

 

Nahles begrüßt 

Ergebnisse des EU-

Gipfels 

 
Die europäischen Staats- und Regierungschefs 

haben sich auf einem Gipfeltreffen in Brüssel auf 

ein gemeinsames Vorgehen in der Migrationspo-

litik verständigt. 

 

Wichtigste Ergebnisse: Die EU-Außengrenzen 

werden wirksamer gesichert und Fluchtursachen 

besser bekämpft. Außerdem werden die Haupt-

ankunftsstaaten in der EU durch kontrollierte 

Zentren solidarisch unterstützt. 

 

SPD-Fraktionschefin Andrea Nahles begrüßt, 

„dass ein gemeinsames europäisches Vorgehen 

in der Migrationspolitik beschlossen wurde.“ Der 

SPD-Fraktion sei wichtig, „dass es eine Lösung 

mit Europa und nicht gegen Europa gibt. Natio-

nale Alleingänge, die Europa spalten, lehnen wir 

ab.“ 

 

Nahles machte deutlich, dass die Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten bei der Einrich-

tung der kontrollierten Zentren auf die Einhal-

tung humanitärer Standards wie gute Unterbrin-

gung und Versorgung ebenso achten werden, 

wie auf rechtsstaatliche und zügige Verfahren 

und eine faire Verteilung in der EU. 

 

Nahles verwies am Freitagmittag auf die noch 

laufenden Gespräche in Brüssel. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

KOALITION 

 

Nahles: Union soll zur 

Sacharbeit zurückkehren 

– soziale Politik 

vorantreiben 

 
Der Machtkampf in der Union nimmt derzeit das 

ganze Land in Geiselhaft. Die Union legt mit ih-

ren internen Streitigkeiten die Regierungsarbeit 

lahm und blockiert wichtige Vorhaben, die SPD 

und Union im Koalitionsvertrag gemeinsam ver-

einbart haben. Die SPD-Ministerinnen und SPD-

Minister haben in den ersten 100 Tage bereits 

viel vorangebracht: von der Musterfeststellungs-

klage, den Grundgesetzänderungen zur besse-

ren Finanzierung von Schulen, sozialem Woh-

nungsbau und Verkehr über die Brückenteilzeit.  

 

In dieser Woche hat das Kabinett mit dem Fami-

lienentlastungsgesetz von Olaf Scholz weitere 

wichtige Maßnahmen zur finanziellen Unterstüt-

zung von Familien auf den Weg gebracht – mit 

der Erhöhung des Kindergeldes und des Kinder-

freibetrages. Davon profitieren vor allem Fami-

lien mit mittlerem und geringem Einkommen. 

 

Aber andere wichtige Projekte für bezahlbares 

Wohnen, die Qualität der Kinderbetreuung und 

die Schaffung eines sozialen Arbeitsmarktes 

werden durch den Streit in der Union blockiert. 

Der Gesetzentwurf zur Stärkung des Mietrechts 

von Katarina Barley, das Gute-Kita-Gesetz von 

Franziska Giffey und der Gesetzentwurf für ei-

nen sozialen Arbeitsmarkt von Hubertus Heil 

werden entgegen den Koalitionsvereinbarungen 

von der Union im Verfahren aufgehalten.  

 

Damit muss Schluss sein. SPD-Fraktionschefin 

Andrea Nahles: „Wir fordern den Koalitions-

partner auf, seinen Streit auf Kosten des Landes 

zu beenden und zur Sacharbeit zurückzukehren. 

Wir stehen zum Koalitionsvertrag, zur Regie-

rungsverantwortung und vor allem dafür, kon-

struktiv und konkret für die Bürgerinnen und Bür-

ger in unserem Land zu arbeiten. Ein klares Be-

kenntnis dazu erwarten wir auch von unseren 

Koalitionspartnern.“ 
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EUROPA 

 

Darum ist die 

europäische 

Zusammenarbeit etwas 

Großartiges 

 
Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Ein 

starkes Europa ist unsere Antwort auf die aktu-

ellen Herausforderungen. Denn wir brauchen 

Europa, und Europa braucht uns. Es ist darum 

richtig und wichtig, dass Bundesfinanzminister 

Olaf Scholz (SPD) in der Bundesregierung wich-

tige Schritte für mehr Zusammenhalt in Europa 

durchgesetzt hat. Dazu gehört ein besserer 

Schutz vor Arbeitslosigkeit. Dafür wird ein Euro-

päischer Stabilisierungsfonds für Arbeitslosigkeit 

ins Auge gefasst, für den Fall schwerer Wirt-

schaftskrisen. Dazu gehört auch ein höherer 

Schutz vor den Folgen von Bankenpleiten. 

Ebenso mehr Investitionen in Zukunftsaufgaben 

wie Digitalisierung und Qualifizierung in den Mit-

gliedstaaten Europas und stärkere gemeinsame 

Anstrengungen für den Klimaschutz. 

 

Hintergrund ist folgender: Vergangene Woche 

haben sich Deutschland und Frankreich bei ei-

nem Treffen auf Schloss Meseberg auf eine „Ge-

meinsame Erklärung von Meseberg“ verstän-

digt, die das Ziel verfolgt, die europäische Ko-

operation in einer starken Zusammenarbeit zu 

verankern. Wörtlich heißt es dazu: „Frankreich 

und Deutschland sind fest entschlossen, die Er-

rungenschaften der Europäischen Union nicht 

nur zu bewahren, sondern auch ihre Zusammen-

arbeit innerhalb der Europäischen Union weiter 

zu stärken, wobei sie fortwährend dafür Sorge 

tragen wollen, die Einheit der Mitgliedstaaten 

und die Leistungsfähigkeit der Union sicherzu-

stellen.“ 

 

Mehr Schutz vor Bankenpleiten 

 

Olaf Scholz hat bei dem Treffen zahlreiche sozi-

aldemokratische Vorhaben auf den Weg ge-

bracht: So soll bis spätestens 2024 eine Kreditli-

nie des Europäischen Stabilitätsmechanismus 

(ESM) als Sicherheitsnetz für den Fall eingerich-

tet werden, dass der europäische Bankenab-

wicklungsfonds bei der reibungslosen Abwick-

lung einer Bank Unterstützung benötigt. 

 

Der ESM wird damit aber keine zusätzlichen Ri-

siken eingehen, weil der Bankensektor eventu-

elle Hilfsmaßnahmen zurückzahlen muss. 

 

Zudem wurde vereinbart, dass der ESM nach 

dem Vorbild des Internationalen Währungsfonds 

weiterentwickelt wird – im Sinne eines Europäi-

schen Währungsfonds. Der ESM wird auf diese 

Weise aufgewertet und gestärkt. Er soll künftig 

die wirtschaftliche Lage in allen Euro-Ländern 

beurteilen können und so helfen, Krisen frühzei-

tig zu erkennen. 

 

Eurozonenbudget kommt 

 

Deutschland und Frankreich schlagen außer-

dem vor, beginnend im Jahr 2021 im Rahmen 

der Europäischen Union einen Haushalt für die 

Eurozone aufzustellen, um die Wettbewerbsfä-

higkeit, Annäherung und Stabilisierung in der 

Eurozone zu fördern. Das wurde auf Drängen 

der Sozialdemokraten unter dem Begriff Inves-

tivhaushalt bereits im Koalitionsvertrag verein-

bart. 

 

SPD-Fraktionschefin Andrea Nahles sagt: „Mehr 

Zusammenhalt in Europa stärkt unseren Wohl-

stand und unsere soziale Sicherheit. Europäi-

sche Zusammenarbeit ist nichts Großherziges, 

sondern etwas Großartiges für unser Land!“ Sie 

machte insbesondere mit Blick auf den Streit 

zwischen CDU und CSU um die Migrationspolitik 

deutlich: „Ein starkes Europa ist unsere Antwort 

auf die aktuellen Herausforderungen. Das un-

verantwortliche Treiben der CSU hin zu nationa-

len Alleingängen ist gefährlich, für unser Land 

und für Europa.“ 

 

 

Griechenland verlässt 

den Rettungsschirm 
 

Griechenland wird das dritte Hilfsprogramm 

planmäßig am 20. August 2018 beenden. Damit 

kann Griechenland die Rettungsschirme nach 

acht Jahren verlassen und hat die Chance, wie-

der auf eigenen Beinen zu stehen. 

 

Entscheidend dafür wird sein, dass Griechen-

land auf dem eingeschlagenen Reformpfad 

bleibt und die eingegangenen Verpflichtungen 

für die so genannte Nachprogramm-Phase ein-

hält, zum Beispiel bei Steuern oder Strukturre-

formen. Der Internationale Währungsfonds 

(IWF) wird sich an dieser Nachprogramm-Über-

wachung beteiligen. 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

5 

Der Bundestag hat am Freitagmorgen in na-

mentlicher Abstimmung einen Antrag beschlos-

sen, mit dem die Freigabe von 15 Milliarden Euro 

für Griechenland und weitere Maßnahmen zur 

Entlastung des Landes erteilt werden (Drs. 

19/2961), Die 15 Milliarden sind die letzte Tran-

che des Europäischen Stabilitätsmechanismus 

(ESM).  

 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz sagte im Bun-

destag: „Es ist ein Zeichen europäischer Solida-

rität, dass wir hier geben. Griechenland ist auf 

einem guten Weg.“ 

 

SPD-Fraktionsvize Achim Post sagte, die Eini-

gung der Eurogruppe zeige, dass Europa hand-

lungsfähig sei. „Wir machen einen großen Schritt 

nach vorne.“ 

 

Von der freizugebenden Tranche in Höhe von 15 

Milliarden Euro sollen 5,5 Milliarden Euro zur De-

ckung des griechischen Schuldenbedarfs und 

9,5 Milliarden Euro zum Aufbau eines Liquidi-

tätspuffers des griechischen Staates beitragen. 

Mit dem Puffer soll die Rückkehr Griechenlands 

an den Kapitalmarkt unterstützt werden.  

 

Außerdem soll der Beginn von Zins- und Rück-

zahlungen älterer Kredite um weitere zehn Jahre 

verlängert werden. 

 

Scholz erklärte, die Wirtschafts- und Währungs-

union „auch in Zukunft fortentwickeln und wider-

standsfähiger machen“ zu wollen, wobei „wir im-

mer auf die richtige Balance zwischen Eigenver-

antwortung und Solidarität achten müssen und 

werden“. 

 

 

W OHNEN 

 

Mehr Geld für sozialen 

Wohnungsbau und 

Städtebauförderung 

 
Es wird zusätzliche finanzielle Mittel für den so-

zialen Wohnungsbau und die Städtebauförde-

rung geben. Darauf haben sich die Spitzen der 

Großen Koalition am Dienstagabend im so ge-

nannten Koalitionsausschuss geeinigt. Außer-

dem gibt es eine Einigung über das Baukinder-

geld und weitere Maßnahmen zur Wohnraumför-

derung. 

 

Die Förderung des Ersterwerbs von Neubau und 

Bestand durch das Baukindergeld wird auf den 

Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. De-

zember 2020 begrenzt. Wie im Koalitionsvertrag 

vereinbart, wird die Höhe des Baukindergeldes 

1200 Euro je Kind und Jahr betragen und für ei-

nen Zeitraum von zehn Jahren gewährt. Das 

Baukindergeld orientiert sich damit nicht an einer 

bestimmten Wohnungsgröße, sondern wird un-

bürokratisch flächendeckend bis zu einer Ein-

kommensgrenze von 75.000 Euro zu versteu-

erndem Einkommen pro Jahr zuzüglich 15.000 

Euro pro Kind gezahlt. 

 

Das Baukindergeld ist eine wichtige Unterstüt-

zung, da sie die Eigentumsbildung von jungen 

Familien fördert. Die zeitliche Befristung des 

Baukindergeldes und damit das Einhalten des 

vereinbarten Kostenrahmens schafft auch den 

Spielraum, die im Koalitionsvertrag vereinbarten 

Abschreibungsbedingungen für den frei finan-

zierten Wohnungsbau ab 1. September 2018 bis 

zum 31.Dezember 2021 – zusätzlich zur linearen 

Abschreibung um 5 Prozent p. a. – für vier Jahre 

zu erhöhen und damit auch steuerliche Anreize 

für den Wohnungsbau zu setzen. 

 

Zudem werden die Mittel für die Förderung des 

sozialen Wohnungsbaus über die im Koalitions-

vertrag bis 2021 bereits vorgesehenen 2 Milliar-

den Euro in 2019 um weitere 500 Millionen Euro 

erhöht. Der Städtebauförderung werden für 

2019/2020 zudem 50 Millionen Euro zusätzlich 

pro Jahr im Vergleich zu den ursprünglichen 

Eckwerten des Bundeshaushalts zur Verfügung 

gestellt. 

 

 

FAMILIEN 

 

Große Koalition stärkt 

Familien 

 
Die Bundesregierung hat am Mittwoch den Ent-

wurf eines Familienentlastungsgesetzes be-

schlossen. Damit werden Familien gestärkt und 

Steuererleichterungen für sämtliche Einkom-

mensteuerzahler auf den Weg gebracht. SPD-

Fraktionschefin Nahles sagt: „Familien sind die 

wahren Leistungsträger der Gesellschaft.“ 

 

Das Kindergeld wird um 10 Euro pro Monat ab 

dem 1. Juli 2019 angehoben. Der Kinderfreibe-

trag wird entsprechend erhöht. Eine weitere Kin-

dergelderhöhung von 15 Euro pro Monat und 
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eine zusätzliche Erhöhung des Kinderfreibetrags 

wird die Koalition 2021 vornehmen. 

 

Außerdem wird der Grundfreibetrag für Erwach-

sene erhöht. Vor allem werden die heimlichen 

Steuermehreinnahmen aufgrund der sogenann-

ten kalten Progression an die Steuerzahler zu-

rückgegeben. 

 

Die Gesetzesvorlage führt insgesamt zu einer 

Steuerentlastung von knapp 10 Milliarden Euro. 

Die Steuersenkung kommt bei den Bürgern und 

vor allem bei den Familien an. Ledige mit einem 

Bruttolohn von 40.000 Euro zahlen von 2020 an 

181 Euro weniger Steuern. Verheiratete Allein-

verdiener mit zwei Kindern und einem Bruttolohn 

von 75.000 Euro werden um 605 Euro entlastet.“ 

 

Hinzu kommt die Wiedereinführung der Parität 

bei der gesetzlichen Krankenversicherung, Ar-

beitgeber und Arbeitnehmerzahlen wieder je die 

Hälfte der Beiträge. Das hatten die Sozialdemo-

kraten im Koalitionsvertrag durchgesetzt. Außer-

dem wird der Beitrag zur Arbeitslosenversiche-

rung um 0,3 Prozentpunkte gesenkt. 

 

Von diesen Maßnahmen profitieren besonders 

diejenigen, die weniger Einkommen haben. 

 

 

ENQUETE-KOMMISSIONEN 

 

Enquete zur Künstlichen 

Intelligenz 

 
Mit den Chancen und Herausforderungen der 

Künstlichen Intelligenz (KI) soll sich künftig eine 

Enquete-Kommission des Bundestages befas-

sen. Die Kommission soll unverzüglich einge-

setzt werden und nach der parlamentarischen 

Sommerpause 2020 ihren Abschlussbericht und 

Handlungsempfehlungen vorlegen. Dem Gre-

mium sollen 19 Mitglieder des Deutschen Bun-

destages sowie 19 Sachverständige angehören. 

Das sieht ein von den Fraktionen CDU/CSU, 

SPD, FDP und Die Linke vorgelegter Antrag 

(Drs. 19/2978) vor, der am Donnerstag im Bun-

destag beschlossen wurde. 

In dem Antrag schreiben die Fraktionen, dass KI 

„einer der größten technologischen Treiber der 

Digitalisierung und ein zunehmend wichtiger 

Wirtschaftsfaktor“ sei. Weiter heißt es: „Die aktu-

ellen Entwicklungen im Feld der KI haben tief-

greifenden Einfluss auf viele unserer Lebens- 

und Arbeitsbereiche und bedeuten für unsere 

Gesellschaft, den Staat und die Wirtschaft große 

Chancen, aber auch Herausforderungen.“ 

 

Sören Bartol, SPD-Fraktionsvize, sagt: „Unser 

Ziel muss sein, dass wir bei KI global die Inno-

vationsführerschaft übernehmen, die untrennbar 

mit europäischen Werten verbunden ist. Das be-

deutet in Deutschland die Chancen durch KI zu 

maximieren und Risiken zu minimieren. Mit einer 

intelligenten Bildungs- und Industriepolitik kön-

nen wir dafür sorgen, dass neue Arbeitsplätze 

entstehen. Für uns Sozialdemokraten heißt der 

Auftrag ganz klar auch dafür zu sorgen, dass alle 

von dem durch KI erwirtschafteten Wohlstand 

profitieren.“ 

 

Sollte KI in bestimmten Bereichen verboten 

werden? 

 

Die Enquete-Kommission soll Chancen, Poten-

ziale und Herausforderungen in fünf umrissenen 

Themenbereichen untersuchen und „Antworten 

auf die Vielzahl an technischen, rechtlichen, po-

litischen und ethischen Fragen“ erarbeiten. 

 

Im Themenbereich "Wirtschaft" interessieren 

sich die Fraktionen beispielsweise für die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen, „damit 

Deutschland und die Europäische Union im welt-

weiten Wettbewerb die Innovationsführerschaft 

bei KI übernehmen können“. Ebenso untersu-

chen soll die Kommission, wie es um „Auswir-

kungen des technologischen Wandels auf die 

Soziale Marktwirtschaft, Tarifbindung und Mitbe-

stimmung“ steht. 

 

Im Themenbereich "Staat, Gesellschaft und De-

mokratie" wird etwa nach Ansätzen von KI ge-

fragt, „um wirtschaftlichen, sozialen und ökologi-

schen Fortschritt zu generieren“. 

 

Im Themenbereich "Werte und ethische As-

pekte" steht die Frage im Raum, ob es Lebens-

bereiche gibt, „in denen der Einsatz von KI aus 

ethischen Gründen geboten ist oder unvertretbar 

sein könnte“. 

 

Sören Bartol beschreibt die Herausforderung so: 

„Wir müssen uns grundlegend die Frage stellen, 

welche Entscheidungen wir Maschinen überlas-

sen wollen und welche Entscheidungen der 

Mensch treffen muss. Nicht zuletzt brauchen al-

gorithmenbasierte Entscheidungen und KI eine 

demokratische Kontrolle, einen entsprechenden 

Rechtsrahmen und eine Aufsicht, die Miss-

brauch vermeidet und Diskriminierungsfreiheit 

sicherstellt. KI ist per se weder gut noch böse, KI 

ist das, was wir daraus machen.“ 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

7 

Enquete Berufliche 

Bildung 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag durch ge-

meinsamen Beschluss der Fraktionen 

CDU/CSU, SPD, FDP und Die Linke die En-

quete-Kommission „Berufliche Bildung in der di-

gitalen Arbeitswelt“ eingesetzt. 

 

Die Kommission soll die Entwicklungsperspekti-

ven der beruflichen Aus- und Weiterbildung in 

der künftigen Arbeitswelt untersuchen und die 

ökonomischen und sozialen Potentiale einer Mo-

dernisierung prüfen. Vor allem soll sie Empfeh-

lungen für eine Gestaltung von Aus- und Weiter-

bildungsgängen und -formaten, Ausbildungsor-

ten, Qualifizierung von Lehrpersonal, Bildungsfi-

nanzierung und -förderung zu erarbeiten. Im 

Klartext: Wie machen wir junge Menschen fit für 

die digitale Arbeitswelt? Der Enquete werden 19 

Mitglieder des Deutschen Bundestages und 19 

Sachverständige angehören. 

Karl Lauterbach, SPD-Fraktionsvize, erläutert 

den Hintergrund: „Bildung und Qualifizierung 

sind der Schlüssel für eine erfolgreiche Gestal-

tung des digitalen Wandels. Duale Ausbildung 

und berufliche Weiterbildung sind unser Erfolgs-

rezept, wenn es um Fachkräftesicherung, be-

darfsgerechte Ausbildung und Zusammenarbeit 

von Staat, Unternehmen, Arbeitgebern, Kam-

mern und Gewerkschaften geht. Betriebliche 

Strukturen und Berufsbilder verändern sich. Es 

ist unsere Aufgabe, den Wandel zu gestalten. 

Mit der Enquete-Kommission zur beruflichen Bil-

dung lösen wir eine weitere wichtige Vereinba-

rung, die auf Initiative der SPD Teil des Koaliti-

onsvertrages ist.“ 

 

Yasmin Fahimi, SPD-Sprecherin der Enquete, 

führt aus: „Kombinationsmodelle aus Aus- und 

Weiterbildung, der höheren beruflichen Bildung, 

des dualen und trialen Studiums können ein 

Weg sein, den verschiedenen Anforderungen in-

nerhalb eines Berufslebens gerecht zu werden 

und Brüche in der Erwerbsbiografie zu vermei-

den.“ 

 

Noch vor Ablauf der Legislaturperiode sollen 

dem Bundestag die Ergebnisse und Handlungs-

empfehlungen vorliegen. 

 

 

 

 

 

 

RECHTSPOLITIK  

 

Internationalen 

Strafgerichtshof stärken 

 
Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, FDP und Bünd-

nis 90/Die Grünen haben am Donnerstag einen 

gemeinsamen Antrag (Drs. 19/2983) in den Bun-

destag eingebracht, in dem die Bundesregierung 

aufgefordert wird, den Internationalen Strafge-

richtshof (IStGH) zu stärken. 

 

Die Bundesregierung soll sich demnach auf in-

ternationaler Ebene und bilateral dafür einzuset-

zen, dass sich weitere Staaten dem IStGH an-

schließen, insbesondere die Vereinigten Staa-

ten, Russland und China. Sie soll sich dafür ein-

setzen, dass keine weiteren Staaten aus dem 

IStGH austreten. 

 

Ferner soll sie sich international für die finanzi-

elle und personelle Unterstützung des IStGH 

stark machen und anhand einer Untersuchung 

der bisher von dem IStGH geführten Verfahren 

ermitteln, was genau zu der unverhältnismäßig 

langen Verfahrensdauer führet, und Vorschläge 

zur Beschleunigung der Verfahren formulieren. 

 

Am 17. Juli jährt sich zum zwanzigsten Mal die 

Verabschiedung des Rom-Statuts, der vertragli-

chen Grundlage des Internationalen Strafge-

richtshofs. Johannes Fechner, rechtspolitischer 

Sprecher, der SPD-Fraktion, erläutert: „Der 

IStGH leistet im Kampf gegen die Straflosigkeit 

von Kriegsverbrechen einen wirksamen Beitrag 

zu mehr Gerechtigkeit. Die internationale Ge-

richtsbarkeit hat die Durchsetzung von Men-

schenrechten insbesondere in bewaffneten Kon-

flikten und gescheiterten Staaten gestärkt.“ 

 

Der IStGH wurde 1998 in Den Haag gegründet. 

Die ersten Richter wurden 2003 vereidigt. Der 

Gerichtshof kann bei Völkermord, schweren 

Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit und seit 2018 auch bei Verbre-

chen der Aggression tätig werden. Bis heute ha-

ben 123 Staaten den IStGH anerkannt, darunter 

alle EU-Staaten. 
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NATURSCHUTZ/LANDWIRTSCHAFT 

 

Koalitionsantrag für ein 

Wolfsmanagement 
 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD 

sprechen sich für ein bundesweit abgestimmtes 

Wolfsmanagement, für besseren Herdenschutz 

und für bessere Unterstützung der Wanderschä-

fer aus. 

 

In einem Antrag (Drs.19/2981), am Donnerstag 

vom Parlament beschlossen, fordern die Abge-

ordneten die Bundesregierung unter anderem 

dazu auf, die Arbeit der Dokumentations- und 

Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf 

(DBBW) über den Herbst 2018 hinaus fortzufüh-

ren. 

 

Darüber hinaus soll geprüft werden, wie die öko-

logischen Leistungen der Wanderschäferei bes-

ser unterstützt werden können. Außerdem soll 

die Europäische Kommission aufgefordert wer-

den, den Schutzstatus des Wolfes in Abhängig-

keit von seinem Erhaltungszustand zu überprü-

fen, um gegebenenfalls eine Bestandsreduktion 

zu ermöglichen. 

 

Carsten Träger, Sprecher der AG Umwelt, Na-

turschutz und nukleare Sicherheit, erklärt: "Wir 

stärken mit unserem Koalitionsantrag den Her-

denschutz, die Informations- und Beratungsar-

beit dafür, die Forschung und das Wolfsmonito-

ring. Das Zusammenleben von Mensch und Wolf 

funktioniert. Für entstehende Konflikte gibt es 

Lösungen, die wir weiter verbessern." 

 

Er stellt klar, dass verhaltensauffällige Wölfe, die 

aufgrund fehlender Scheu eine konkrete Gefahr 

für den Menschen darstellen, geschossen wer-

den dürfen. Der geltende Rechtsrahmen reiche 

hierfür vollkommen aus. 

 
Unterstützung für Schäfer 

 

Für die SPD-Fraktion ist die Weidetierhaltung 

aus ökologischen, kulturellen und sozialen Grün-

den und auch zum Erhalt der Artenvielfalt und 

Kulturlandschaft unabdingbar. Allerdings ist die 

wirtschaftliche Lage vieler Schaf- und Ziegenhal-

ter seit langer Zeit schwierig. Jetzt zusätzlich nö-

tige Herdenschutzmaßnahmen machen den 

Schäfern zu schaffen. Sie brauchen finanzielle 

Unterstützung, auch, weil sie häufig nicht über 

eigene Flächen verfügen und deshalb keine EU-

Agrarsubventionen bekommen. Denn dieses 

System zahlt Prämien für den Besitz von Eigen-

tum beziehungsweise landwirtschaftlichen Flä-

chen aus. Die SPD-Fraktion will den Schäfern 

helfen – öffentliches Geld für öffentliche Leistun-

gen. 

 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

haben beim Koalitionspartner deshalb für eine 

Schaf- und Ziegenprämie geworben, jedoch 

zeigte die Union in diesem Punkt bisher wenig 

Gesprächsbereitschaft. Die SPD-Fraktion 

konnte in dem Antrag einen Prüfauftrag durch-

setzen, „wie mit Blick auf die ökologischen Leis-

tungen der Wanderschäferei eine bessere Un-

terstützung für diesen Berufsstand geleistet wer-

den kann“. 

 

 

UMW ELT 

 

Atomgesetz: SPD-

Fraktion korrigiert 

schwarz-gelbe Fehler 

 
In 2./3. Lesung hat der Bundestag am Donners-

tag einen Gesetzentwurf zur Änderung des 2011 

beschlossenen Gesetzes für einen beschleunig-

ten Atomausstieg verabschiedet (Drs. 19/2508). 

Jenes Gesetz, das feste Abschaltzeiten für die 

deutschen Atomkraftwerke festlegte, war nach 

der Reaktorkatastrophe von Fukushima von 

Schwarz-Gelb verabschiedet worden, mit der 

Unterstützung von SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen. 

 

Die nur wenige Monate zuvor von Union und 

FDP beschlossene Laufzeitverlängerung wurde 

damit rückgängig gemacht. Die Konzerne RWE 

und Vattenfall verklagten die Bundesregierung 

daraufhin auf Schadenersatz. Vor dem Bundes-

verfassungsgericht bekamen sie 2016 Recht. 

Das Gericht entschied, dass den Unternehmen 

für (auf Basis der zunächst zugesagten Laufzeit-

verlängerung) getätigte Investitionen eine Ent-

schädigung zustehe, genauso wie für zugesagte 

Reststrommengen aus dem ersten Atomaus-

stiegsgesetz von Rot-Grün aus dem Jahr 2002, 

die nun verfielen. Die Richter begründeten ihr 

Urteil mit der für Unternehmen not-wendigen 

Planungssicherheit.  
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Atompolitik von Union und FDP war voller 

Mängel 

 

Die jetzt vorliegende Gesetzesänderung sieht 

für die Stromkonzerne eine Entschädigung in 

Höhe von voraussichtlich etwas unter 1 Milliarde 

Euro vor, abhängig von den bis 2023 tat-sächlich 

nicht produzierbaren Reststrommengen. Diese 

Summe muss nun der Steuerzahler aufbringen, 

weil Schwarz-Gelb damals Murks veranstaltet 

hat. Denn: Im Wieder-Atomausstiegsgesetz 

2011 (infolge von Laufzeitverlängerungen 2010) 

unterließ es Schwarz-Gelb, einen angemesse-

nen Ausgleich vorzusehen. Insofern haben 

CDU/CSU und FDP den zwischenzeitlich verfas-

sungsgerichtlich geurteilten Ausgleichsanspruch 

der Atomkraftwerksbetreiber zu verantworten. 

 

Nina Scheer, stellvertretende umweltpolitische 

Sprecherin der SPD-Fraktion, bringt es so auf 

den Punkt: „Die Atompolitik von CDU/CSU und 

FDP in den Jahren 2010 und 2011 war sprung-

haft und voller Mängel: Wiedereinstieg im Herbst 

2010, Ausstieg im Sommer 2011. Mit der jetzi-

gen Novelle zum Atomgesetz werden die Fehler 

der schwarz-gelben Bundesregierung korrigiert.“ 

 

Mit der Entscheidung für einen finanziellen Aus-

gleich für die Konzerne machen die Sozialdemo-

kratinnen und Sozialdemokraten klar: Der Zeit-

plan für den Atomausstieg steht ohne Wenn und 

Aber fest. Längere Laufzeiten sind keine Alter-

native. 

 

 

VERKEHR 

 

Abbiegeunfälle 

verhindern – Radfahrer 

und Fußgänger besser 

schützen 

 
60 Prozent der Unfälle mit getöteten oder schwer 

verletzten Radfahrern könnten in Deutschland 

laut Unfallforschung der Versicherer durch elekt-

ronische Abbiegeassistenten verhindert werden. 

Abbiegeassistenten erkennen Radfahrer oder 

Fußgänger im direkten Fahrzeugumfeld und 

warnen Fahrerinnen und Fahrer.  

 

Gemeinsam mit der CDU/CSU-Fraktion und 

Bündnis 90/Die Grünen haben die Sozialdemo-

kraten deshalb am Freitag einen Antrag in den 

Deutschen Bundestag eingebracht und be-

schlossen, der die Bemühungen der Bundesre-

gierung begrüßt, Abbiegeassistenzsysteme eu-

ropaweit für Nutzfahrzeuge ab 3,5 Tonnen ver-

pflichtend vorzuschreiben – inklusive einer 

Pflicht zur Nach-rüstung.  

 

Außerdem fordern die Fraktionen die Bundesre-

gierung auf, Investitionen in Abbiegeassistenz-

systeme für Nutzfahrzeuge verstärkt zu fördern 

und für die Weiterentwicklung von Abbiegeassis-

tenzsystemen Anreize zu setzen. Dabei muss es 

für mautpflichtige und nicht-mautpflichtige Nutz-

fahrzeuge Angebote geben. Eine Regelung al-

lein für deutsche LKW soll dann geprüft werden, 

wenn eine europäische Lösung zeitnah nicht ab-

zusehen ist. 

 

Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Spreche-

rin, und Udo Schiefner, zuständiger Berichter-

statter, erläutern: „Eine angemessene Förde-

rung mit einem klaren Zeithorizont bis zur ver-

pflichtenden Einführung kann Speditionen und 

Technikanbieter motivieren, leistungsfähige As-

sistenzsysteme zeitnah anzubieten und einzu-

bauen“. 

 

Darüber hinaus müsse der Fokus auf den Unfall-

schwerpunkten liegen. Die Verkehrspolitiker prä-

zisieren: „Wir regen die Diskussion über ein För-

derprogramm ‚Vision Zero in urbanen Räumen‘ 

an. Städte sollten dabei unterstützt werden, Un-

fallschwerpunkte zu ermitteln. Sie sollen innova-

tive Strategien zur Unfallvermeidung entwickeln 

und umsetzen. Nach der Sommerpause wird 

dies eine unserer Aufgaben im Verkehrsaus-

schuss sein.“ 
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AUSSENPOLITIK  

 

Deutschland im 

Sicherheitsrat der 

Vereinten Nationen 

 
Deutschland ist am 8. Juni 2018 zum sechsten 

Mal als nicht-ständiges Mitglied in den Sicher-

heitsrat der Vereinten Nationen gewählt worden. 

Es ist das einzige Gremium der Vereinten Natio-

nen, das völkerrechtlich verbindliche Entschei-

dungen treffen kann. Aus diesem Anlass hat die 

SPD-Bundestagsfraktion diese Woche gemein-

sam mit der Union einen Antrag vorgelegt.  

 

Darin wird die Bundesregierung aufgefordert, die 

zweijährige Mitgliedschaft von 2019 an dazu zu 

nutzen, notwendige Reformen des Sicherheits-

rats voranzutreiben und sich aktiv an der Erar-

beitung friedenspolitischer Maßnahmen zu be-

teiligen. Ausdrücklich unterstützen die Koaliti-

onsfraktionen die französische Initiative, dass 

sich die fünf ständigen Mitglieder des Sicher-

heitsrats verpflichten, bei der Bekämpfung von 

Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlich-

keit oder Kriegsverbrechen auf ihr Veto zu ver-

zichten.  

 

Die Bundesregierung soll zudem politische Lö-

sungen für den Konflikt in Syrien vorantreiben, 

sich für eine konstruktive Diskussion über einen 

Blauhelmeinsatz in der Ukraine einsetzen, die 

Aufrechterhaltung des Atomabkommens mit 

dem Iran unterstützen und sich in die Debatte 

um die Weiterentwicklung bestehender Instru-

mente und Konzepte zur Friedenssicherung ein-

bringen.  

 

Als mögliches Thema für den Monat des deut-

schen Sicherheitsrats-Vorsitzes schlagen die 

Abgeordneten globale Gesundheit im Kontext in-

ternationaler Sicherheit vor. Die Bereitschaft der 

Koalition, international mehr Verantwortung zu 

übernehmen, auch mit einem ständigen Sitz im 

Sicherheitsrat wird bekräftigt – solange es kei-

nen ständigen Sitz der EU gibt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

DIGITALE AGENDA 

 

Eine digitale Agenda, die 

den Menschen dient 

 
Die Arbeitsgruppe Digitale Agenda der SPD-

Bundestagsfraktion hat im Vorfeld des erstmals 

tagenden Digitalkabinetts der Bundesregierung 

ein Positionspapier beschlossen und damit kon-

krete Eckpunkte zur Ausgestaltung einer umfas-

senden Digitalisierungsstrategie vorgelegt. 

 

Die Digitalpolitiker der SPD-Bundestagsfraktion 

begrüßen die Einrichtung des Digitalkabinetts 

als Instrument der Steuerung und Koordination 

der Digitalpolitik der Bundesregierung. Jens 

Zimmermann, Sprecher der AG Digitale Agenda, 

Saskia Esken, stellvertretende Sprecherin der 

AG Digitale Agenda, und Falko Mohrs, zuständi-

ger Berichterstatter, fordern „die Weiterentwick-

lung der Digitalen Agenda zu einer umfassenden 

Digitalisierungsstrategie. Der Fokus muss dabei 

auf Teilhabe für alle und digitale Souveränität 

der Menschen gelegt werden.“ 

 

Für die Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten steht die politische Gestaltung der digita-

len Gesellschaft im Vordergrund, die sich am 

Gemeinwohl, an Freiheit sowie an Gerechtigkeit 

und Solidarität orientiert. Alle Menschen sollen 

gleichberechtigt, kompetent und selbstbestimmt 

an der digitalen Welt teilhaben. Grundvorausset-

zung dafür ist dem Papier zufolge der freie Zu-

gang zu einem schnellen und sicheren Netz. 

Verbraucher und Erwerbstätige brauchen starke 

Rechte sowie einen Anspruch auf gute und zeit-

gemäße Bildung – ein Leben lang. Bei der politi-

schen Rahmensetzung für die Wirtschaft und die 

Arbeitswelt geht es darum, dass der digitale 

Wandel in Wirtschaft und Arbeitsmarkt den Men-

schen nützt. 

 

In dem Beschluss fordert die die SPD-Fraktion 

die Bundesregierung auf, die vielen im Koaliti-

onsvertrag vereinbarten digitalpolitischen Vorha-

ben schnell und koordiniert auf den Weg zu brin-

gen und hierzu im Digitalkabinett eine umfas-

sende Digitalisierungsstrategie zu erarbeiten. 

Der Ausschuss Digitale Agenda soll für die par-

lamentarische Begleitung die Koordinierung und 

Federführung für die Planung, Steuerung, Vor-

bereitung und Durchführung der digitalpoliti-

schen Vorhaben bekommen und zudem ein ent-

sprechendes Monitoring der Umsetzung der Di-

gitalisierungsstrategie durchführen. 
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TIERSCHUTZ 

 

Änderung des 

Tiergesundheitsgesetzes 

und des 

Bundesjagdgesetzes 

 
Um einem Ausbruch der Afrikanischen Schwei-

nepest in Deutschland vorzubeugen, hat sich 

der Bundestag am Freitag in erster Lesung mit 

einem Gesetzentwurf der Koalition befasst, der 

dafür die nötigen gesetzlichen Grundlagen 

schafft.  

 

Vorgesehen sind Änderungen des Tiergesund-

heitsgesetzes und des Bundesjagdgesetzes. Sie 

betreffen die Umzäunung von Gebieten nach 

Vorgabe der zuständigen Behörden, Erntever-

bote, die das Auswandern der Wildschweine ver-

hindern sollen, und eine vermehrte Suche nach 

toten Wildschweinen, um Infektionen weiterer 

Tiere zu unterbinden. Wichtig: Die seuchenhafte 

Viruserkrankung ist für Menschen ungefährlich. 

Sie befällt ausschließlich Haus- und Wild-

schweine. Ein Ausbruch würde den Tierbestand 

allerdings erheblich gefährden und hätte 

schwere Folgen für die landwirtschaftliche Pro-

duktion. 
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